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URGENT ACTION 

HUNDERTEN PROTESTIERENDEN 
DROHEN LANGE HAFTSTRAFEN 
THAILAND 
UA-Nr: UA-134/2020-1   AI-Index: ASA 39/3470/2020   Datum: 18. Dezember 2020 – bs 

HUNDERTE AKTIVIST_INNEN 

Hunderten friedlichen Demonstrierenden, die sich für demokratische Reformen einsetzen, könnten jahrzehntelange 

Gefängnisstrafen oder sogar lebenslange Haft drohen. Sie haben jedoch keine Straftaten begangen, sondern 

lediglich an Massendemonstrationen teilgenommen und die Rechte auf Versammlungsfreiheit und freie 

Meinungsäußerung eingefordert. Genau gegen diese Rechte gehen die Behörden im gesamten Land mit 

zunehmender Härte vor. Mindestens 220 Personen, darunter sechs Minderjährige, werden strafrechtlich verfolgt. 

Thailand muss die repressiven Gesetze abändern oder aufheben, die eingesetzt werden, um die Rechte auf 

Versammlungsfreiheit und die Äußerung kritischer und abweichender Meinungen zu unterdrücken. 

Derzeit gehen die thailändischen Behörden in eskalierender Weise gegen Studierende und Aktivist_innen vor, die 

ihre Meinung zu politischen und verfassungsrechtlichen Reformen bei friedlichen Protesten und in den Sozialen 

Medien zum Ausdruck bringen. Obwohl die Regierung inzwischen öffentlich anerkannt hat, dass die Rechte auf freie 

Meinungsäußerung und friedliche Versammlung das Fundament einer Gesellschaft bilden, werden diejenigen, die 

diese Rechte in den vergangenen Monaten friedlich wahrgenommen haben, nach wie vor verfolgt.  

Gegen mindestens 220 Menschen, darunter sechs Minderjährige, laufen strafrechtliche Ermittlungen. Ihnen drohen 

bei einem Schuldspruch jahrzehntelange Gefängnisstrafen oder sogar lebenslange Haft. Zu ihnen gehören die 16-

jährige Schülerin Benjamaporn ‘Ploy’ Nivas; Panusaya ‘Rung’ Sittijirawattanakul, die führendes Mitglied einer 

Studierendenvereinigung ist; der Prodemokratie-Aktivist Tattep ‘Ford’ Ruangprapaikitseree und der Rechtsexperte 

und ehemalige gewaltlose politische Gefangene Jatupat ‘Pai’ Boonpattararaksa.  

Der UN-Menschenrechtsausschuss und andere Gremien haben Thailand mehrfach empfohlen, die Gesetze, die nun 

eingesetzt werden, um kritische und abweichende Meinungen sowie friedliche Proteste zu unterdrücken, abzuändern 

oder aufzuheben. Außerdem muss die damit verbundene strafrechtliche Verfolgung eingestellt werden.  

Die Regierung muss die Rechte auf Versammlungs- und Meinungsfreiheit schützen, um den Menschen in Thailand 

zu ermöglichen, diese Rechte wirklich wahrzunehmen. Dazu gehört auch, Kritik an den Behörden des Landes 

zuzulassen, wie es Thailands Verpflichtungen auf der Grundlage internationaler Menschenrechtsnormen und der 

Verfassung des Landes entspricht. 

HINTERGRUNDINFORMATIONEN 

Die Behörden in Thailand leiten gerade eine neue Repressionswelle gegen eine friedliche Jugendreformbewegung 

ein, die 2020 überwiegend friedliche Massenproteste und Flashmobs organisiert hat, um für Reformen auf 

politischer und verfassungsrechtlicher Ebene und im Bildungswesen sowie für LGBTIQ-, Frauen-, und Kinderrechte 

einzutreten. Nachdem Protestierende öffentlich Forderungen nach einer Reform der Monarchie diskutiert hatten, 

nahmen die Sicherheitskräfte Dutzende Menschen fest und stellten sie unter Anklage. Dieses Vorgehen entspricht 

einem bekannten Muster, das staatliche Stellen in Thailand anwenden, um Menschen, die ihre Rechte wahrnehmen, 

mit rechtlichen Mitteln zu drangsalieren. Die Behörden leiten immer wieder verschiedene strafrechtliche 

Maßnahmen gegen Regierungskritiker_innen und politische Protestbewegungen ein, um sie so durch langwierige 

Verfahren zu blockieren und Menschen an der Ausübung ihrer Rechte auf Versammlungs- und Meinungsfreiheit zu 

hindern.  



 

 

 

 

Die 16-jährige Schülerin Benjamaporn ‘Ploy’ Nivas, eine Aktivistin in der Kampagnengruppe „Bad Students”; die 

22-jährige Soziologiestudentin und Mitglied einer Studierendenvereinigung Panusaya ‘Rung’ Sittijirawattanakul, der 

LGBTIQ- und Demokratie-Aktivist Tattep ‘Ford’ Ruangprapaikitseree, und Jatupat ‘Pai’ Boonpattararaksa, ein 29-

jähriger Rechtsexperte und ehemaliger gewaltloser politischer Gefangener, sind in Gefahr, zu Haftstrafen zwischen 

zwei Jahren und mehreren Jahrzehnten verurteilt zu werden, weil sie auf Demonstrationen Reden gehalten, friedlich 

demonstriert oder Informationen über Proteste in den Sozialen Medien verbreitet haben. Sie gehören zu Hunderten 

Schüler_innen, Studierenden und Aktivist_innen, die 2020 von den Behörden strafrechtlich verfolgt, inhaftiert und 

eingeschüchtert wurden. 

Ende November luden die Behörden im ganzen Land führende Protestteilnehmer_innen vor und beantragten 

Haftbefehle gegen sie wegen Aufwiegelung, Computerkriminalität, Straftaten gegen die Monarchie und öffentlicher 

Versammlung. Benjamaporn ‘Ploy’ Nivas und zwei weitere führende Mitglieder der Kampagnengruppe „Bad 

Students“ wurden vorgeladen, weil man ihnen vorwarf, gegen ein Verbot öffentlicher Versammlungen verstoßen zu 

haben, das unter den Notstandsverordnungen von 2005 verhängt worden war. Grundlage dieser Anschuldigungen 

war, dass sie am 15. Oktober 2020 auf einer öffentlichen Versammlung gesprochen hatten.  

SCHREIBEN SIE BITTE E-MAILS, FAXE, TWITTERNACHRICHTEN UND LUFTPOSTBRIEFE MIT FOLGENDEN FORDERUNGEN 

▪ Bitte stellen Sie alle strafrechtlichen Verfahren gegen Protestierenden und andere Personen ein, die nur wegen 

der Ausübung ihrer Rechte auf friedliche Versammlung und Meinungsfreiheit strafrechtlich verfolgt werden. 

▪ Bitte unterlassen Sie alle Maßnahmen, darunter auch Drangsalierungen, die dazu dienen, die öffentliche 

Beteiligung an friedlichen Versammlungen zu verhindern oder regierungs- und sozialkritische Stimmen zum 

Schweigen zu bringen. 

▪ Bitte sorgen Sie dafür, dass bestimmte Gesetze entweder abgeändert oder aufgehoben werden, um 

sicherzustellen, dass Thailand seinen internationalen Menschenrechtsverpflichtungen im Hinblick auf die Rechte 

auf Versammlungs- und Meinungsfreiheit nachkommt. Zudem müssen Behördenvertreter_innen geschult werden, 

damit sie die Rechte auf friedliche Versammlung und Meinungsfreiheit achten, schützen und gewährleisten.  

 

ACHTUNG! Aufgrund der Verbreitung des Coronavirus ist die weltweite Briefzustellung momentan eingeschränkt. Da 
sich die Zustellung täglich ändern kann, prüfen Sie bitte auf der Website der Deutschen Post unter „Aktuelle 
Informationen zum Coronavirus“, ob Briefe im Zielland zugestellt werden. Falls nicht, senden Sie Ihre 
Appellschreiben bis auf Weiteres bitte auf elektronischem Weg. Appelle in Papierform können außerdem an die 
Botschaft des Ziellandes in Deutschland geschickt werden.  

 
APPELLE AN  
PREMIERMINISTER 
Prime Minister Prayuth Chan-o-cha 
Office of the Prime Minister 
Pitsanulok Road 
Bangkok 10300, THAILAND 
(Anrede: Dear Prime Minister / Sehr geehrter Herr 
Premierminister) 
Fax: (00 66) 2 282 5131 

KOPIEN AN 
BOTSCHAFT DES KÖNIGREICHS THAILAND 

S.E. Herrn Dhiravat Bhumichitr 
Lepsiusstraße 64/66 

12163 Berlin 

Fax: 030- 79 48 15 11 

E-Mail: thaibln@thaiembassy.de 

Bitte schreiben Sie Ihre Appelle möglichst sofort. Schreiben Sie in gutem Thai, Englisch oder auf Deutsch. Da 

Informationen in Urgent Actions schnell an Aktualität verlieren können, bitten wir Sie, nach dem 18. Februar 2021 

keine Appelle mehr zu verschicken. 

Weitere Informationen zu UA-134/2020 (ASA 39/2957/2020, 2. September 2020) 

PLEASE WRITE IMMEDIATELY 

▪ Immediately and unconditionally drop all criminal proceedings against protesters and others charged solely for 

exercising their rights to freedom of peaceful assembly and expression. 

▪ Cease all other measures, including harassment, aimed at dissuading public participation in peaceful gatherings 

or silencing voices critical of the government and social issues. 

▪ Amend or repeal legislation in order to ensure it conforms with Thailand's international human rights obligations 

on freedom of peaceful assembly and expression, and to train state officials to carry out their duties confirming to 

Thailand's obligation to respect, protect and fulfil the peaceful exercise of the rights to freedom of peaceful 

assembly and expression.  



 

 

 

 

HINTERGRUNDINFORMATIONEN – FORTSETZUNG 

Mindestens 32 Protestierende, darunter „Rung“, „Ford“, „Pai“, und zwei weitere führende Protestteilnehmer_innen, 

sowie zwei Minderjährige, werden wegen Verstößen gegen Paragraf 112 (Majestätsbeleidigung) des thailändischen 

Strafgesetzbuchs strafrechtlich verfolgt, weil sie an den jüngsten Demonstrationen teilgenommen bzw. dort Reden 

gehalten haben. Die Behörden haben angedeutet, dass es weitere Ermittlungen geben wird und sie mit 

Zensurmaßnahmen gegen Personen vorgehen werden, die in den Sozialen Medien Beiträge posten, die sich auf die 

Proteste beziehen. In den vergangenen Jahren haben die Behörden dieses Gesetz immer wieder angewendet, um 

friedliche abweichende Meinungen zu kriminalisieren und gegen Oppositionelle vorzugehen. Im Dezember 2017 

hatten die Behörden den damaligen Jurastudenten „Pai“ festgenommen und fast zweieinhalb Jahre inhaftiert, weil 

er einen BBC-Artikel über König Rama X auf Facebook verbreitet hatte.  

Am 18. Juli 2020 nahmen 31 Personen, darunter mehrere Studierende, an einer friedlichen Demonstration am 

Demokratiedenkmal in Bangkok teil, die von einer Studierendenbewegung namens Free Youth organisiert worden 

war. Auf der Kundgebung, an der ca. 2.400 Personen teilnahmen, wurden drei Forderungen an die thailändische 

Regierung erhoben: Auflösung des Parlaments und Neuwahlen, eine neue Verfassung und das Ende der 

Drangsalierung einzelner Personen. 

Außer gegen „Pai“, „Ford“ and „Rung“ gehen die Behörden im Zusammenhang mit dieser Demonstration noch 

gegen mindestens acht weitere Personen mit Vorladungen und Anklagen wegen Aufwiegelung und 

Majestätsbeleidigung vor. Sie gehören zu den 31 Personen, die wegen ihrer friedlichen Wahrnehmung des Rechts 

auf Versammlungsfreiheit unter Anklage stehen. 


